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Premiere inBuenosAires
Präsidialreise Erstmals hatmit Doris Leuthard eine Bundespräsidentin Argentinien besucht. Sie lobte die

Reformen von PräsidentMacri. Die Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen sollen nun rasch beginnen.

Maja Briner, Buenos Aires

Es ist eine Premiere: Bundesprä-
sidentin Doris Leuthard ist ges-
tern in der «Casa Rosada», dem
argentinischen Präsidentenpa-
last, empfangenworden –als ers-
te Schweizer Bundespräsidentin
überhaupt. «Es ist eine sehrgros-
se Ehre», sagte Leuthard bei der
gemeinsamenMedienkonferenz
mit dem argentinischen Präsi-
denten Mauricio Macri. Für ihn
fand Leuthard lobende Worte:
Macris Regierung habe mutig
Reformen angepackt. «Wir sind
überzeugt, dass das die richtige
Richtung für Argentinien ist»,
sagteLeuthard.Es sei ein schwie-
riger Weg, die Resultate würden
nicht von einem Tag auf den an-
deren kommen, sagte sie – und
versicherte Macri: «Die Schweiz
steht an Ihrer Seite und bedankt
sich für die Reformen.»

Der liberale Unternehmer
Macri ist seit anderthalb Jahren
Präsident vonArgentinien.Nach
zwölf Jahren linkspopulistischer
RegierungdesEhepaarsKirchner
leiteteMacri liberaleWirtschafts-
reformen ein. Diese wecken
indes Widerstand in Teilen der
Bevölkerung; kürzlich legte ein
GeneralstreikBuenosAires lahm.
Macri aber liess sichdavonbisher
nicht beeindrucken.

Verhandlungenstarten
vorMitte Jahr

Vorwärts machen wollen Leut-
hard und Macri beim geplanten
Freihandelsabkommenzwischen
der südamerikanischen Wirt-
schaftsunion Mercosur und der
Europäischen Freihandelsasso-
ziation (Efta), zu der auch die
Schweizgehört.DieVerhandlun-
gen sollen noch vor Mitte Jahr
starten, wie Leuthards Departe-
mentnachdemTreffenmitteilte.
Macri zeigte sich sehr erfreut:
«Wir sindenthusiastischüberdie
Kooperation zwischenMercosur
und Efta», sagte er. Das biete
viele Chancen.

Allerdings: Mit der EU ver-
handeltMercosur schon seit Jah-
ren über ein Freihandelsabkom-
men. Leuthard zeigte sich im
Gespräch mit unserer Zeitung
dennoch optimistisch für die an-
stehenden Verhandlungen. Man
kenne sich relativ gut, viele Vor-

arbeiten seien schon geleistet,
und Macri unterstütze das Frei-
handelsabkommen persönlich,
sagte sie. «FürdieEfta könnte es
einfacher sein, das Abkommen
auszuhandeln, als für die EU, da
dieEfta kleiner ist», sagte sie. Ei-
nen Zeitplan für das Abkommen
konnte sie nicht nennen.

NichtnurviaEftaundMerco-
sur sollendieSchweizundArgen-
tinienenger zusammenarbeiten,
sondernauchbilateral. Leuthard
und Macri vereinbarten gestern
in einer gemeinsamen Präsidial-
erklärung, die Beziehungen zu
intensivieren. NebenWirtschaft
und Handel streben die beiden
Länder auch in anderen Berei-
cheneineengereKooperationan,
etwa inder Wissenschaft, der In-

frastruktur und im Umwelt- und
Klimaschutz an.

Begleitet wird Leuthard bei
ihrem Besuch in Buenos Aires
voneinerüber 20-köpfigenDele-
gation aus derWirtschaft. Diese
sieht auchdankMacrisReformen
neueChancen.DieSchweiz ist in
Argentinien die Nummer sechs,
was Investitionen angeht, wie
Leuthard vor denMedien beton-
te.NachGesprächenmit argenti-
nischen Ministern sei sie zuver-
sichtlich, «dass Schweizer Fir-
men weiterhin in Argentinien
Arbeitsplätze schaffen und gute
Bedingungen vorfinden kön-
nen», sagte sie.

Interessant fürdieSchweiz ist
Argentinien auch deshalb, weil
dasLandnächstes JahrdieGrup-

pe der zwanzig wichtigsten In-
dustrie-undSchwellenländer,die
G20, präsidiert. Da die Schweiz
nicht Mitglied ist, kann sie bei
denG20-Treffen jeweils nur teil-
nehmen,wennsievomvorsitzen-
den Land – diesmal eben Argen-
tinien – eingeladenwird.

ArmeSchweiz,
reichesArgentinien

Macri und Leuthard betonten
beide, die Schweiz und Argenti-
nien hätten dank der Schweizer
Auswanderer eine langjährige
Verbindung. Im 19. Jahrhundert
wandertenetlicheSchweizer, ins-
besondere ärmere, ins damals
reichere Argentinien aus. Das
Land habe vielen Schweizern
eine neue Heimat und eine Zu-

kunft geboten, sagte Leuthard.
«Und sie fühlten sich hier offen-
bar sowohl, dass sienicht zurück-
kehren wollten.» In Argentinien
lebenheute rund16000Schwei-
zer – es ist die grösste Ausland-
schweizergemeinschaft Latein-
amerikas. «Das ist eine gute Ba-
sis für eine Zusammenarbeit»,
sagte PräsidentMacri.

Während ihresAufenthalts in
Buenos Aires will sich Leuthard
auchmitAuslandschweizern tref-
fen.AufdemProgrammsteht zu-
dem unter anderem die Besich-
tigung der Untertunnelung der
Sarmiento-Eisenbahnlinie, bevor
es nach Peru weitergeht. Auch
dortwirdLeutharddie ersteBun-
despräsidentin sein, diedasLand
besucht.

Bundespräsidentin Doris Leuthard mit Argentiniens Präsident Mauricio Macri in der «Casa Rosada». Bild: Remo Nägeli

DieMühenderEritreer
Integration Eritreischen Flüchtlingen fällt es schwer, in der Schweiz beruflich Fuss zu fassen. Gründe dafür sind neben

der Sprachbarriere der Bildungshintergrund sowie die Sozialisation in einem totalitären Regime.

Anfang April luden Exil-Eritreer
in die Rote Fabrik in Zürich. Dis-
kutiert wurde unter anderem
überdasBild, dasdieMedienvon
den hier lebenden Eritreern
zeichnen. Dieses sei undifferen-
ziert und entmutigend, hiess es.
Eritreerwürdenals faul undnicht
integrierbar bezeichnet.

Dass sichFlüchtlingeausEri-
trea schwertun mit der sozialen
und beruflichen Integration, das
ist allerdings eine Tatsache. So
hielt die Fachstelle für Integra-
tionsfragen des Kantons Zürich
2015 ineinemBericht fest, für an-
erkannteFlüchtlingeundvorläu-
figaufgenommenePersonenaus
Eritrea seien die Chancen auf
eine qualifizierte Anstellung ge-

ring und der Abschluss einer
Berufslehre in der Schweiz «ein
langerWeg».

Und auch die Zahlen spre-
cheneinedeutlicheSprache:Von
8350alsFlüchtlingeanerkannten
Eritreern im erwerbsfähigen Al-
terwarenEndeFebruar lediglich
1650 erwerbstätig, das ergibt
eine Erwerbsquote von rund 20
Prozent.Bei denvorläufigAufge-
nommenenbeträgtdieQuotegar
nur 16,4 Prozent. 2015 bezogen
rund 84Prozent der eritreischen
Flüchtlinge, die sich inderfinan-
ziellenZuständigkeit desBundes
befanden, Sozialhilfe.DieZahlen
sindzwarernüchterndund liegen
unter dem Durchschnitt aller
Herkunftsländer. Die Erwerbs-

quotevonanerkanntenFlüchtlin-
gen aus anderen wichtigen Her-
kunftsländern wie Syrien oder
Afghanistan ist aber noch tiefer,
die Sozialhilfequote noch höher.

GuidoGraf:Eigeninitiative
istungenügend

Dochbei der Integration voneri-
treischen Flüchtlingen scheinen
sichganzspezifischeProblemezu
stellen.DieMehrheit der befrag-
tenSozialarbeiter stelle fest, dass
dieEritreer zumindest zuBeginn
sehrunselbstständig seien,heisst
es im Bericht der Zürcher Fach-
stelle für Integrationsfragen.
Durch die Sozialisation in einem
totalitärenRegimeseidasGefühl
fürSelbstbestimmungundEigen-

verantwortungweniger starkvor-
handenals bei anderenGruppen.
DerLuzernerRegierungsratGui-
do Graf (CVP) teilt diese Ein-
schätzung: «Die Eigeninitiative
ist zumBeispiel beiPersonenaus
Afghanistan stärker ausgeprägt.»

Erschwerend hinzu kommt
der fehlende Bildungshinter-
grund aufgrund des National-
dienstes. Dieser ist für Männer
und Frauen obligatorisch und
dauert gemäss Gesetz 18 Mona-
te. In der Realität sei der Dienst
aber weiterhin zeitlich unbefris-
tet und dauere meist mehrere
Jahre, hielt das Staatssekretariat
für Migration im vergangenen
Jahr fest. «Durch den National-
dienst verfügendiePersonenaus

Eritreaoft nicht über eineeigent-
liche berufliche Ausbildung»,
sagtTatjanaHulliger vomSozial-
amt des Kantons Bern.

Landsleute sollen
Integrationerleichtern

Ron Halbright arbeitet eng mit
Eritreern zusammen.Er leitet die
Zürcher Sektion des National
Coalition Building Institute
(NCBI), das sich für die Integra-
tion von Ausländern einsetzt.
«Ein grossesProblem ist die feh-
lende Integration während des
Asylprozesses», sagt Halbright.
Häufig kämen die eritreischen
Flüchtlinge erst nach dem Asyl-
entscheid in den Genuss von
staatlichenIntegrationsmassnah-

men wie etwa Sprachkursen. Bis
dahin seien die anfänglich sehr
motivierten Eritreer aber oft be-
reits demotiviert und frustriert.

Nach positiven Erfahrungen
in Zürich versucht das Bildungs-
institut NCBI nun auch in der
Ostschweiz, die Integration von
Eritreern mittels Unterstützung
vonausgebildetenLandsleuten –
sogenannten «Brückenperso-
nen» – voranzutreiben. Beteiligt
sind Stadt und Kanton St.Gallen
sowie Appenzell Ausserrhoden
Das Problem ist, wie so oft, das
Geld: «Die Finanzierung ist eine
riesige Herausforderung», sagt
Halbright.

Tobias Bär

Die Schweiz ist
einMuseenland

Museumsstatistik Die Men-
schen in der Schweiz gehen häu-
figer ins Museum als ins Kino:
Das ist eine der Erkenntnisse,
welche die ersteMuseumsstatis-
tik des Bundes zutage fördert.
Insgesamt gibt es hierzulande
1111 Museen. Dies belege die
grosse Bedeutung der Museen,
sagte IsabelleChassot, dieDirek-
torindesBundesamtes fürKultur
(BAK), gestern bei der Präsenta-
tion der Statistik. Die 1111 Mu-
seen verbuchten im Jahr 2015
12,1MillionenEintritte. Fast drei
Viertel der Museen kamen aber
auf weniger als 5000 Eintritte,
während4,4Prozent50000und
mehr Eintritte verzeichneten.
Mehrals einViertel allerBesuche
entfiel auf Kunstmuseen.

Durchschnittlich verbuchten
Kunstmuseen 19 500 Eintritte.
Ebenfalls beliebt sind naturwis-
senschaftlicheEinrichtungenmit
durchschnittlich 24000 Eintrit-
ten. Am wenigsten besucht wer-
den die regionalen und lokalen
Museen (durchschnittlich 1800
Eintritte), vondenenesmehrgibt
als von jedemanderenMuseums-
typ. Von den 1111 Museen sind
367 regionale und lokale Institu-
tionen. Kunstmuseen folgen an
zweiter Stelle (171), vor techni-
schen (140), historischen (126)
undnaturwissenschaftlichen (59)
Museen.

In jedemvierten
Dorf einMuseum

DieMuseen sind über das ganze
Landverstreut. Inmehrals einem
Viertel der Gemeinden befindet
sichmindestens ein solche Insti-
tution. AmmeistenMuseen gibt
es inderDeutschschweiz, die ita-
lienischsprachigeSchweizhatdie
höchste Museumsdichte. Einen
internationalenVergleichhatdas
Bundesamt fürStatistiknicht vor-
genommen, doch dürfte die
Schweiz bei der Dichte zu den
Spitzenreitern gehören, wie Di-
rektorGeorges-SimonUlrich sag-
te. Viele Museen werden über-
wiegend durch die öffentliche
Hand finanziert. Fast die Hälfte
(49Prozent) gabdiese alsHaupt-
finanzierer an.

Im Jahr 2014 haben 72 Pro-
zent der Bevölkerung ein Mu-
seum,eineAusstellungoder eine
Galerie besucht.DieseErgebnis-
se entstammen einer Erhebung,
fürdie rund 16 500Personender
ständigen Wohnbevölkerung zu
ihremKultur- undFreizeitverhal-
ten befragt wurden. (sda)
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Blind anderOffa
Frühlingsmesse Heute startet die Offa. Thema des gestrigen Eröffnungsanlasses war das

Blindsein. Zwei Gastredner, die ohne Augenlicht leben, erzählen aus ihrem Alltag.

Arcangelo Balsamo
arcangelo.balsamo@tagblatt.ch

Ein Leben ohne Spiegel: Was für
Models undenkbar ist, gehört für
Blinde zum Alltag. So auch für
zwei sehbehinderte Gastredner,
die an der gestrigen Eröffnungs-
feier der Offa aus ihrem Leben
erzählten. Anlass für ihren Auf-
tritt ist eine der Sonderschauen
der diesjährigen Frühlings- und
Trendmesse. Im Dunkelzelt von
Obvita, der Organisation des Ost-
schweizerischen Blindenfürsor-
gevereins, werden Sehende der
Dunkelheit ausgesetzt und von
Blinden oder Sehbehinderten ge-
führt.

Einer von ihnen ist Virgil De-
sax, der gestern mit der ebenfalls
blinden Radiojournalistin und

Schriftstellerin Yvonn Scherrer
eine Diskussion führte. Dabei
gingen die beiden auf Fragen ein,
die sie häufig gestellt bekommen,
wie etwa: «Wie lebt es sich ohne
Spiegel?» Ein Spiegel sei für sie
einfach nur eine glatte Ober-
fläche, sagte Yvonn Scherrer. Er
könne rechteckig oder oval sein
und hänge einfach nur da.
Manchmal stehe sie davor, lache
ihn aus und strecke ihm die Zun-
ge heraus, weil er auf sie nicht
dieselbe Macht ausübe wie auf
andere Frauen.

Wie lange sie schon blind
seien, würden sie auch oft ge-
fragt. Die Radiojournalistin sag-
te, sie sei im Alter von sieben
Monaten erblindet. Grund war
eine Operation. Wäre diese nicht
durchgeführt worden, hätte sich

ihr Tumor am Sehnerv weiter
ausgebreitet. «Die Operation hat
mir das Leben gerettet.»

MitmodernerTechnik
zumRheinfall gewandert

Auch Virgil Desax war nach einer
Operation erblindet; beim ihm
war es allerdings ein Chirurgie-
fehler. Er war damals 22 Jahre alt.
Er habe keinen Groll gegen die
Ärzte, er lebe mittlerweile wie
früher und schätze heute das Le-
ben mehr. Er hob hervor, dass es
heutzutage dank der modernen
Technik viele Möglichkeiten
gebe, auch als Blinder ein norma-
les Leben zu führen. Einmal sei
er sogar zu Fuss von Weinfelden
an den Rheinfall gewandert, le-
diglich mit Blindenstock und
Handy, das ihm den Weg wies.

«Alleine bis zum Rheinfall ge-
hen – das wäre ein Albtraum für
mich», sagte Yvonn Scherrer. Es
sei für sie etwas vom Schönsten,
mit ihrem Blindenhund als ein-
gespieltes Team durch den Bahn-
hof zu «schweben».

Nicolo Paganini, Direktor der
Olma-Messen St.Gallen, zeigte
sich beeindruckt und «ein wenig
gerührt». Er wünschte sich, dass
möglichst viele Offa-Besucher
das Dunkelzelt besuchen und et-
was über das Blindsein erfahren.

41. Frühlings- und Trendmesse
Offa: ab heute bis Sonntag,
23. April, täglich von 10 bis
18 Uhr, Degustationshallen
von 11 bis 21 Uhr geöffnet.
524 Aussteller und über 20
Sonderschauen.

Die Modeschau wird viermal täglich vorgetragen und präsentiert Frühlings- und Sommermode. Bild: Urs Bucher

Derberühmte letzteTropfen
Demonstration Morgen geht das Staatspersonal auf die Strasse. Es
wehrt sich für eine 200-Millionen-Einlage für die Pensionskasse.

Es war viel von Vertrauen die
Rede an der gestrigen Medien-
konferenz der St.Galler Personal-
verbände. Von Vertrauen in abge-
gebene Versprechen, Vertrauen
in den Service public und Ver-
trauen, dass die Rente im Alter
noch reicht. Weil das Staats-
personal befürchtet, dass dieses
Vertrauen vom Kantonsrat miss-
braucht wird, wird es morgen
Donnerstag auf die Strasse ge-
hen. Denn die Finanzkommis-
sion (Fiko) des Kantonsrates will
den Angestellten des Kantons die
einmalige Zahlung von 200 Mil-
lionen Franken in deren Pen-
sionskasse verweigern.

Damit breche die Fiko das
Versprechen des früheren
Finanzdirektors Martin Gehrer,
hiess es gestern. Falls das Parla-
ment nächste Woche entgegen
des Antrags der Fiko die Gelder
bewilligt, werden später die
Stimmberechtigten an der Urne
mitentscheiden können. Stellver-
tretend für die 25 000 Versicher-

ten wehrten sich gestern St.Gal-
ler Polizistinnen, Lehrer, Richte-
rinnen und das Pflegepersonal
«gegen den Vertrauensbruch und
die Fehlberechnungen des Kan-
tons»: «Es war schon 2014 klar,
dass die gewählten Parameter für
die Pensionskasse zu hoch wa-
ren», erklärte Maria Huber, Prä-
sidentin der Personalverbände-
konferenz und Regionalsekretä-
rin der Gewerkschaft VPOD.

Prinzipientreueauchvom
Staat erwarten

Die Verbände hätten dies nur ak-
zeptiert, weil die Regierung das
Versprechen der zusätzlichen
Einmaleinlage abgegeben hatte.
«Die heutigen Entscheidungs-
träger haben dieses Versprechen
damals mitgetragen oder zu-
mindest nicht opponiert», sagte
Esther Wohlfender vom Berufs-
verband Pflege. Und Hansruedi
Vogel vom kantonalen Lehrer-
und Lehrerinnenverband ver-
langt von der Politik dieselbe

Verlässlichkeit, die auch das
Staatspersonal täglich liefere.
Roman Schoch, Vertreter der
st.gallischen Richterinnen und
Richter, hofft, dass sich der Kan-
tonsrat doch noch als verlässli-
cher Arbeitgeber zeigen werde.
«Das ganze Jahr über stehen wir
als Polizisten für Gerechtigkeit,
Redlichkeit und Wahrheit», sag-
te Bertrand Hug, Vertreter der
Kantonspolizisten. Dies sei eine
Prinzipientreue, die man auch
vom Staat erwarten dürfe.

Die Kundgebung findet um
17.30 Uhr in der Marktgasse statt.
Bei der letzten Kundgebung im
November 2012 hatten rund
5000 Kantonsangestellte gegen
die damals geplanten Kürzungen
ihrer Löhne um 1,5 Prozent pro-
testiert. Der Kantonsrat verzich-
tete daraufhin auf direkte Lohn-
kürzungen, reduzierte allerdings
das gesamte Lohnbudget.

Sina Bühler
ostschweiz@tagblatt.ch

Übrigens...

Kinderbazar
ohneEnde
200FrankenerhaltenEltern
imKantonSt.Gallenals
Kinderzulage. 250 Franken
beträgt die Ausbildungszulage.
Gerade so viel, wie der Bund
den Kantonen als Minimum
vorschreibt. Die Regierung will
nicht tiefer in die Tasche grei-
fen. «Schäbig», wirft ihr die
Linke vor. Kinder müssten ihr
mehr wert sein. Und so kommt
es, dass die SP höhere Familien-
zulagen fordert; die beiden
Zulagen müssten um je
100 Franken erhöht werden.
Das Kantonsparlament verwirft
die Idee in Bausch und Bogen.
Da die Niederlage der Linken
vorhersehbar war, hat sich die
CVP gewappnet. Die Familien-
partei zückt die Kompromiss-
karte, wie es sich für eine gute
Mittepartei gehört. Um 50 Fran-
ken soll die Kinderzulage erhöht
werden. Doch das Parlament
erliegt der Verlockung nicht
und schmettert auch diesen
Vorschlag ab – wenn auch
knapp.

DieLinkeunddieFamilien-
politikerwitternMorgenluft.
Die Familienzulagen müssen
nochmals auf Tapet gebracht
werden – «Rückkommen»
nennt sich das in der Politiker-
sprache. Geschehen soll dies
nächste Woche in der Aprilses-
sion. Beide Parteien haben
bereits konkrete Ideen. Die CVP
schlägt einen Kompromiss zum
Kompromiss vor und fordert
noch je 30 Franken mehr für die
Kinder- und die Ausbildungszu-
lage. Ein wahres Discountange-
bot unterbreitet die SP. Sie
fordert keine 100 Franken
Erhöhung mehr, sie ist nun
bereits mit je 40 Franken
zufrieden.

Wieviel sindunsdieKinder
und ihreAusbildungnun
(mehr)wert? 100 Franken?
50 Franken? 40 Franken? Oder
doch nur 30 Franken? Liebe
CVP, liebe SP: Setzen Sie die-
sem Familienzulagen-Bazar und
-Ausverkauf ein Ende! Beginnen
Sie morgen mit dem Sammeln
der Unterschriften für Ihre
angedrohten Initiativen, sonst
stimmen wir am Ende noch
über 10 Franken ab. (rw)

SP drohtmit Initiative, falls
Parlament nicht einlenkt

Kinderzulagen Schon in der ers-
ten Lesung hatte die SP-Grünen-
Fraktion im Kantonsrat höhere
Kinder- und Ausbildungszulagen
gefordert. Der Kanton St.Gallen
richtet diese in der vom Bund ge-
setzlich vorgegebenen Mindest-
höhe von 200 respektive 250
Franken aus. Die Linke forderte
erfolglos die Erhöhung beider
Beiträge um je 100 Franken.
Auch der Kompromissvorschlag
der CVP-GLP-Fraktion, lediglich
die Kinderzulagen um 50 Fran-
ken zu erhöhen, war im Parla-
ment durchgefallen – allerdings
knapp mit 62 zu 53 Stimmen.

«Die Fraktionsspitzen von
SP-Grünen und CVP-GLP ver-
ständigten sich auf ein Rückkom-
men in der zweiten Lesung der
Vorlage», sagt SP-Fraktionschef
Peter Hartmann. Seine Fraktion
fordert neu eine Erhöhung beider
Zulagen um 40 Franken, wie
sie in einer Medienmitteilung
schreibt. Sollte das Rückkommen
in der Aprilsession des Kantons-
rats keine Mehrheit finden, kün-
digt die SP an, dass ihre Kantons-
räte dem Parteitag Ende April die

Lancierung einer Initiative vor-
schlagen würden. Die Vorberei-
tungsarbeiten seien schon weit
fortgeschritten. Konkrete Anga-
ben macht die Partei aber keine.
SP-Präsident Max Lemmenmeier
sagt nur so viel: «Ich bin zuver-
sichtlich, dass wir uns mit weite-
ren Parteien auf eine angemesse-
ne und für alle Familien spürbare
Erhöhung der Zulagen einigen
werden.»

Linke fordernEinhaltung
desVersprechens

Weiter fordert die SP-Grünen-
Fraktion die Regierung auf, ihr
Versprechen zur «nun nötig ge-
wordenen Einmaleinlage» einzu-
halten. Dabei gehe es nicht in ers-
ter Linie um einen politischen
Entscheid, sondern um die
Verlässlichkeit des Kantons als
Arbeitgeber. Bereits am Oster-
wochenende hatten die anderen
Fraktionen ihren Standpunkt in
der Angelegenheit kommuniziert
(Ausgaben vom 15. und 18. April).
SVP und FDP sprachen sich
gegen die Einmaleinlage aus,
CVP-GLP dafür. (hrt)

800Teilnehmer
amOstermarsch

Bodensee-Friedensweg Der
neunte Ostermarsch am Boden-
see fand dieses Jahr in Friedrichs-
hafen statt. Am Ostermontag be-
teiligte sich wiederum eine gros-
se Delegation aus der Schweiz,
die am Mittag von Romanshorn
her, wo der Ostermarsch vergan-
genes Jahr stattgefunden hatte,
mit der Fähre eingetroffen war.
Von der Anlegestelle in Fried-
richshafen zogen die über 800
Teilnehmer durch die Stadt zum
Adenauer Platz vor dem Rat-
haus.

Dort trat unter anderem auch
die St.Galler SP-Nationalrätin
Claudia Friedl vor die Menge. Sie
beschäftigte sich in ihrer Anspra-
che vor allem mit der aktuellen
Lage in der Türkei nach der Zu-
stimmung zur autoritären Verfas-
sung Erdogans vom Sonntag. Als
Beobachterin reiste Friedl kürz-
lich in die kurdischen Gebiete. Sie
forderte die türkische Regierung
am Montag auf, alle politischen
Häftlinge freizulassen, Demokra-
tie und Rechtsstaatlichkeit wie-
der herzustellen, die Repression
gegen das kurdische Volk zu stop-
pen und den Krieg in der Osttür-
kei und Syrien zu beenden.

GesellschaftlicherStreit
istwichtig

Zum diesjährigen Internationa-
len Bodensee-Friedensweg hat-
ten mehr als 60 kirchliche, sozia-
le und friedenspolitische Orga-
nisationen aus der Schweiz,
Österreich und Deutschland auf-
gerufen. Der Ostermarsch stand
unter dem Motto «Von der
Kriegslogik zur Friedenskultur».
Andreas Zumach, Friedensakti-
vistundUNO-Korrespondentaus
Genf, hielt dazu eine Grundsatz-
rede. Fünf Punkte seien für eine
Kultur des Friedens wichtig: Be-
harrlichkeit; grundsätzliche Dia-
logbereitschaft mit allen, die an
kriegerischen Konflikten beteiligt
sind; einen kühlen Kopf bewah-
ren, insbesondere wenn nicht alle
Fakten geklärt sind; Glaubwür-
digkeit sowie fantasievoller Wi-
derstand. Denn Friede werde nur
erreicht, wenn die Bürger wieder
bereit seien, gesellschaftlich zu
streiten. (red)

Das Tanzverbot
bleibt sakrosankt

Ruhetagsgesetz Das Tanzverbot
ist der Thurgauer Regierung hei-
lig. «Die Achtung der christlichen
Werte sowie des Ruhebedürfnis-
ses ist höher zu gewichten als
der Anspruch auf permanente
Unterhaltungsveranstaltungen»,
schreibt der Regierungsrat in sei-
ner ablehnenden Antwort auf die
Motion zur Anpassung des Ruhe-
tagsgesetzes. Eine Gruppe von
Kantonsräten will mit einem Vor-
stoss erreichen, dass sich Karfrei-
tag, Ostersonntag, Pfingstsonn-
tag, Bettag und Weihnachten
rechtlich nicht mehr von einem
gewöhnlichen Sonntag unter-
scheiden. Heute gilt für diese
fünf Tage das sogenannte Tanz-
verbot, das öffentliche Film- und
Theateraufführungen, Versamm-
lungen, Umzüge, nichtreligiöse
Konzerte, Schiessübungen und
Sportveranstaltungen explizit ge-
setzlich verbietet. (sme)


